
  

 

Verbändeanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 
 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Erneut innerhalb weniger Tage wurde die Stellungnahmefrist für einen relevanten Gesetzentwurf stark 
verkürzt und statt den in der GGO genannten 20 Arbeitstagen auf wenige Arbeitstage reduziert. Die in 
dieser Anhörung gewährte „Frist“ von Montag, 14.00 Uhr bis Donnerstag, 12.00 Uhr, ist nun wieder 
für eine fundierte Befassung mit dem Referentenentwurf äußerst knapp bemessen. Das ist für sehr 
stark ehrenamtlich arbeitende Organisationen wie die NaturFreunde eine große Herausforderung. 
Auch wir NaturFreunde haben wiederholt darauf hingewiesen, dass die Aarhus-Konvention 
angemessene Fristen zur effektiven Beteiligung der Öffentlichkeit vorschreibt. Leider müssen wir die 
Bundesregierung erneut daran erinnern. 

Grundsätzlich begrüßen wir, dass mit dem vorliegenden Entwurf ein bereits im Koalitionsvertrag 
versprochenes Gesetzgebungsvorhaben umgesetzt wird. Es ist bedauerlich, dass dies nicht schon im 
Zusammenhang mit dem Infrastrukturzukunftsgesetz geschehen ist. Die Anerkennung, dass die 
natürliche Infrastruktur grundlegend für ein gutes Leben und Wirtschaften ist, ist ein wichtiges Signal 
in die Gesellschaft. 

Jedoch haben wir den Eindruck, dass der Entwurf in seiner derzeitigen Fassung weit hinter dem 
ursprünglich vorgesehenen und für die langfristige Sicherung der natürlichen Lebens- und 
Wirtschaftsgrundlagen erforderlichen Ambitionsniveau zurückbleibt. Wirksame gesetzliche 
Regelungen zum Schutz und zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur sind angesichts der 
fortschreitenden Biodiversitäts- und Klimakrise dringend erforderlich und zudem notwendig, auch um 
völker- und europarechtliche Verpflichtungen wie der WiederherstellungsVO erfüllen zu können.  

Wir machen dies daran fest, dass der Entwurf eine Beschränkung des überragenden öffentlichen 
Interesses für die natürliche Infrastruktur auf diejenigen Fälle vorsieht, in denen es nicht bereits ein 
anderes überragendes öffentliches Interesse gibt. Somit werden anderen Interessen ein Vorrang vor 
dem Naturschutz eingeräumt. Für eine langfristige Stärkung der natürlichen Infrastruktur müssten 
dagegen innerhalb der Gebietskulisse der natürlichen Infrastruktur die Naturschutzinteressen Vorrang 
haben, und es bedarf in dieser Kulisse ergänzender Regelungen, beispielsweise eines grundsätzlichen 
Verbots von Eingriffen, die mit erheblicher Flächeninanspruchnahme einhergehen mit eng 
beschränkten Ausnahmeregelungen nur für die Daseinsvorsorge und prozentual erhöhter 
flächenmäßiger Kompensationsverpflichtung.  

Leider fehlt es auch an Regelungen, die eine angemessene Flächensicherung ermöglichen und die 
zielgerechte Verwendung der Ersatzgeldzahlungen sicherstellen. 

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Mit dem neuen Absatz 1a wird der Begriff des „überragenden öffentlichen Interesses“ auch in das 
Naturschutzrecht eingeführt. Grundsätzlich begrüßen wir diesen Schritt. Allerdings wird dieser Begriff 
in den letzten Monaten und Jahre durch verschiedene Gesetze zur Beschleunigung von Verfahren 
wie zuletzt das Infrastrukturzukunftsgesetz geradezu inflationär angewendet. In der Folge wird den 
Infrastrukturmaßnahmen mit „überragendem öffentlichem Interesse“ ein gesetzlich verankerter 
Abwägungsvorrang vor dem Interesse am Schutz, Erhalt und der Wiederherstellung der natürlichen 
Infrastruktur eingeräumt. Dieser Missstand wird mit dem Gesetzentwurf nicht aufgehoben, denn das 
„überragende öffentliche Interesse“ am Schutz der natürlichen Infrastruktur soll ausdrücklich nur 
dort gelten, wo der Gesetzgeber nicht bereits anderen Interessen durch die gesetzliche Verankerung 
eines „überragenden öffentlichen Interesses“ Vorrang eingeräumt hat. Diese Einschränkung lehnen 
wir ab.  



  

 

Auffällig ist auch, dass die Flächenkulisse für die Gebiete im „überragenden öffentlichen Interesse“ 
gegenüber der Kulisse für natürliche Infrastruktur in § 20a Abs. 2 BNatSchG-E deutlich eingeschränkt 
ist. Die Kriterien dafür erschließen sich nicht. Wir bitten die Erweiterung der Kulisse zu prüfen, 
insbesondere gilt dies für die gesetzlich geschützten Biotope und den Biotopverbund.  

In § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG-E sollte die im Entwurf bislang in Klammern gesetzte Ergänzung „und die 
Verkehrsfunktion der Bundeswasserstraßen“ gestrichen werden. Aus unserer Sicht widerspricht sie 
§1 Abs. 3 BNatSchG. 

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Die Änderungen begrüßen wir.  

 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Die Ergänzung ist aus unserer Sicht sinnvoll. 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Den Ansatz, Ausnahmen zu präzisieren, halten wir für richtig. Dies gilt insbesondere für den neuen 
Absatz 5. 

Zu Absatz 2a bitten wir zu prüfen, ob die Regelung nicht auf Ackerland außerhalb der Flächenkulisse 
nach §20 bezogen werden kann. Den vorliegenden Vorschlag halten wir für zu weitgehend. 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Wir begrüßen die in § 15 Abs. 3b BNatSchG-E vorgesehene Stärkung der Flächenkulisse der natürlichen 
Infrastruktur nach § 20 a BNatSchG-E durch einen erhöhten Kompensationsbedarf. Wir bitten zu 
prüfen, ob die vorgesehene Erhöhung um 20 % ausreichend sein kann, um diese Flächen langfristig zu 
schützen und zu erhalten. Gerade mit Blick auf den vorgesehenen Vorrang zahlreicher anderer 
„überragender öffentlicher Interessen“ befürchten wir, dass dieser Satz nicht ausreicht. Gleiches gilt 
auch für die vorgesehene Erhöhung der Ersatzgeldzahlung nach § 15 Abs. 6b BNatSchG-E. 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Keine Anmerkung 

 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Keine Anmerkung 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Dazu können wir uns – auch wegen der Kürze der Zeit – aktuell nicht äußern. 

 

 

 



  

 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Wir begrüßen die Erhöhung des Flächenziels für den Biotopverbund sowie den Zeitrahmen für die 
Zielerreichung. Sie ist auch im Rahmen der Umsetzung der EU-WiederherstellungVO notwendig. 

 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Wir begrüßen die die Definition des Begriffs der Natürlichen Infrastruktur. 

In Absatz 3 sollte der in Klammern gesetzte Satz bestehen bleiben. 

 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Wir begrüßen die Präzisierung in Absatz 1 Satz 1. 

Wir bitten um Überprüfung der Änderung in Absatz 4. Gerade beim Biotopverbund ist die Sicherung 
der Verbindungsflächen notwendig. 

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkung 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkung 

 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

Keine Anmerkung 

 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Die pauschalen Befreiungen zu Gunsten des Wohnungsbaus und des Tierwohl sehen wir kritisch.  

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Wir bitten darum, dass bei der Evaluierung (neu eingefügten Absatz 8) auch Umweltverbände 
einbezogen werden. 
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